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Hintergrund 

Haftanstalten und das Leben in den Haftanstalten werden oft von der Öffentlichkeit ferngehalten. 
Nichtsdestotrotz haben die anhaltenden Mängel in den europäischen Haftanstalten die Aufmerksamkeit des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte und anschließend des Gerichtshofs der Europäischen Union 
auf sich gezogen. Insbesondere die anhaltend menschenunwürdigen Haftbedingungen in vielen EU-
Mitgliedstaaten haben in letzter Zeit ihre Relevanz für die EU-Rechtsordnung gezeigt. Sie verstoßen nämlich 
nicht nur gegen die in der EU-Grundrechtecharta garantierten Rechte, sondern haben sich auch als ernsthaftes 
Hindernis für das reibungslose Funktionieren der gegenseitigen Anerkennung erwiesen, dem Eckpfeiler der 
justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen. Nach zahlreichen Aufrufen des Europäischen Parlaments zum 
Tätigwerden hat die Europäische Kommission am 8. Dezember 2022 das erste Instrument zur Festlegung 
gemeinsamer (wenn auch nicht verbindlicher) Mindeststandards im Bereich der materiellen Haftbedingungen 
auf den Weg gebracht.  

Durch die dringenden Bedenken hinsichtlich der Grundrechte, die sich aus den menschenunwürdigen 
Haftbedingungen ergeben, ihre nachteiligen Auswirkungen auf die gegenseitige Anerkennung und die 
kürzlich erfolgte Annahme einer EU-Empfehlung wird deutlich, dass die Frage der Haftbedingungen besonders 
aktuell ist und sich eine Prüfung aus der Sicht des EU-Rechts lohnt. 

 

Ziel  

Mit dieser Studie sollen dem Europäischen Parlament Hintergrundinformationen und politische Empfehlungen 
zu Haftanstalten und Haftbedingungen in der Europäischen Union auf der Grundlage von europäischen und 
nationalen Vorschriften, Gesetzen, Strategien und Verfahren geliefert werden.  

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/741374/IPOL_STU(2023)741374_EN.pdf 

KURZFASSUNG 

Die vorliegende Studie wurde von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle 
Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschusses in Auftrag 
gegeben und soll Hintergrundinformationen und politische Empfehlungen zu Haftanstalten und 
Haftbedingungen in der EU auf der Grundlage europäischer und nationaler Vorschriften, Gesetze, 
Strategien und Verfahren liefern. 

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/741374/IPOL_STU(2023)741374_EN.pdf
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In der Studie sollte ein Überblick über die Lage in der EU vermittelt werden, der auf einer Reihe einschlägiger 
Quellen beruht, und die auf EU-Ebene ergriffenen Initiativen zur Unterstützung der wirksamen Einhaltung 
bestehender europäischer Standards bewertet werden. Aus den Ergebnissen dieser Forschung sollen 
politische Anregungen und Optionen für die künftige Ausrichtung der Arbeit der EU in diesem Bereich 
hervorgehen. 

 

Wichtigste Erkenntnisse 

Von Anfang an wird in der Studie versucht, einen Überblick über das breite Spektrum der Probleme zu geben, 
mit denen die Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit den Haftbedingungen konfrontiert sind. Diesbezüglich 
wurde im Laufe der Studie deutlich, dass der letztgenannte Begriff weit gefasst werden sollte und 
sowohl die materiellen Haftbedingungen im engeren Sinne als auch andere damit zusammenhängende 
Aspekte umfassen sollte, die sich erheblich auf das Leben in Haft auswirken (z. B. die übermäßige 
Inanspruchnahme und Dauer der Untersuchungshaft).  

Auch wenn diese Untersuchung besonders akute Probleme in vielen EU-Ländern zutage gebracht hat, sollte 
dies nicht die breite Palette der auf EU-Ebene festgestellten Probleme überschatten, die von Land zu Land 
unterschiedlich schwerwiegend sind. Da es nicht möglich war, eine umfassende Überprüfung aller Haftfragen 
vorzunehmen, konzentrierte sich die Studie auf zwei Schlüsselthemen, die auf EU-Ebene an Bedeutung 
gewonnen haben, nämlich die Überbelegung von und die Radikalisierung in Haftanstalten.  

Obwohl das Ausmaß des Phänomens der Überbelegung von Haftanstalten weithin bekannt ist, wurde das 
Fehlen gemeinsamer Messindikatoren als wichtige Lücke ermittelt, die einen genauen 
länderübergreifenden Vergleich nicht zulässt.  

Im Hinblick auf die Radikalisierung in Haftanstalten, die im Vergleich zur Überbelegung von Haftanstalten ein 
relativ neues Thema ist, ergab die Studie, dass die Herausforderungen, die sich aus der Radikalisierung in 
Haftanstalten ergeben, auf EU-Ebene große Aufmerksamkeit erhalten. Zu den wichtigen Punkten, die in 
der Studie hervorgehoben werden, gehören die besonderen (und in der Regel restriktiveren) 
Haftbedingungen, die für diese Kategorie von Häftlingen gelten. Dieses Thema hat die Aufmerksamkeit der 
Aufsichtsbehörden für Haftanstalten sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene auf sich gezogen, 
da es sich auf die Grundrechte auswirken kann, und ist in einigen Mitgliedstaaten deutlich sichtbar geworden, 
wie der Fall von Belgien und Frankreich zeigt.  

In der Studie wurde der Schwerpunkt auf den grenzüberschreitenden Kontext verlagert und versucht, 
die konkreten Auswirkungen schlechter Haftbedingungen auf mehrere Instrumente der gegenseitigen 
Anerkennung zu bewerten, die eine freiheitsentziehende Maßnahme umfassen, nämlich den 
Rahmenbeschluss 2002/584/JI über den Europäischen Haftbefehl und den Rahmenbeschluss 2008/909/JI über 
die Überstellung von Häftlingen. Diesbezüglich wurde festgestellt, dass Überlegungen zu den 
Haftbedingungen in diesen beiden Instrumenten nicht in gleicher Weise zum Tragen kommen. Im Vergleich 
hat der Rahmenbeschluss über die Überstellung von Häftlingen zwar nur zu einer sehr begrenzten 
Rechtsprechung geführt, doch ist das Spannungsverhältnis zwischen dem Grundsatz der gegenseitigen 
Anerkennung und dem mangelnden gegenseitigen Vertrauen in die Haftbedingungen in mehreren wichtigen 
Vorabentscheidungen, die die Anwendung des Europäischen Haftbefehls betreffen, besonders deutlich 
geworden.  

Darüber hinaus haben Untersuchungen ergeben, dass die Rechtsprechung des EuGH und des EGMR in 
Fällen, in denen es um Haftbedingungen geht, besser aufeinander abgestimmt sind. Dies wird als 
vorteilhaft angesehen, um die Kohärenz zwischen den Rechtssystemen der EU und des Europarats 
sicherzustellen, aber auch, um eine unübersichtliche und uneinheitliche (Nicht-)Anwendung des EU-Rechts zu 
vermeiden, die sich aus den widersprüchlichen Verpflichtungen der beiden Rechtsordnungen ergibt.  
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Was die konkreten Auswirkungen der Rechtsprechung des EuGH betrifft, so ergab die Studie, dass die 
Rechtsprechung des Gerichtshofs unbestreitbare Auswirkungen auf die Verfahren zum Europäischen 
Haftbefehl hatte, die sich in unterschiedlicher Weise auf die Praxis der nationalen Behörden auswirkten, 
sei es in Bezug auf die Auswirkungen auf das gegenseitige Vertrauen oder in Bezug auf die Parameter, die zur 
Bewertung des tatsächlichen Risikos einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung aufgrund der 
Haftbedingungen im Ausstellungsmitgliedstaat herangezogen werden.  

Während einige Sachverständige feststellen, dass die Rechtsprechung des EuGH von den Rechtspraktikern 
zunehmend übernommen wird und viele Länder Verfahren entwickeln, die mit den Anforderungen des 
Gerichtshofs übereinstimmen, wurden mehrere verbleibende Schwierigkeiten ausgemacht. Außerdem 
wurden in der Studie mehrere Bereiche ermittelt, in denen die Unterstützung durch die EU verbessert werden 
könnte, obwohl zahlreiche Instrumente zur Verfügung stehen, die den Rechtspraktikern bei der Auslegung und 
Anwendung der Rechtsprechung des EuGH helfen. 

Zu den wichtigsten Ergebnissen der Studie gehört die mangelnde Umsetzung internationaler und 
europäischer Standards, mit denen wichtige Aspekte der Haftbedingungen geregelt werden (z. B. 
Zellengröße, Zugang zu medizinischer Versorgung, Hygienebedingungen, Kontrolle von Haftanstalten 
usw.). Dies wurde in mehreren Teilen der Studie hervorgehoben und wird durch empirische Untersuchungen, 
die Berichte europäischer und nationaler Aufsichtsbehörden für Haftanstalten, aber auch durch die Urteile des 
EGMR weitgehend bestätigt. Obwohl Haftfragen in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen (neben der 
Tatsache, dass es durch den Europarat und den EGMR zahlreiche Standards für Haftbedingungen gibt), scheint 
ein breiter Konsens darüber zu bestehen, dass die EU Maßnahmen ergreifen muss, um ein höheres Maß 
an Übereinstimmung mit diesen Standards sicherzustellen.  

In diesem Zusammenhang wurde in der Studie die jüngste Empfehlung der Europäischen Kommission 
„zu den Verfahrensrechten von Verdächtigen oder Beschuldigten in Untersuchungshaft und zu den 
materiellen Haftbedingungen“ als ein Schritt nach vorn bezeichnet, da sie das erste (wenn auch nicht 
verbindliche) EU-Instrument ist, mit dem gemeinsame Mindeststandards in den beiden betreffenden 
Bereichen festgelegt werden. Ihre konkreten Auswirkungen sind jedoch schwer abzuschätzen, und es wird sich 
erst mit der Zeit zeigen, ob diese Empfehlung zu einer wirksameren und einheitlicheren Anwendung der 
europäischen Standards führt.  

In Rahmen der Studie wurden auch mehrere Vorteile aufgezeigt, die für die Annahme von EU-
Mindeststandards durch ein Rechtsinstrument sprechen. 

Der Vollständigkeit halber wurde die Analyse auf alternative Maßnahmen zum Freiheitsentzug 
ausgedehnt, die zwar nicht zwangsläufig mit den Haftbedingungen zusammenhängen, aber als 
wichtiger Hebel zur Regulierung der Inhaftierungsströme empfohlen werden. In einem rein 
innerstaatlichen Kontext wurde in der Studie die große Vielfalt in den Bereichen Rechtskultur und Rechtspraxis 
aufgezeigt, die auf EU-Ebene in Bezug auf Alternativen sowohl zur Untersuchungshaft als auch zum 
Strafvollzug nebeneinander bestehen. Es wurden mehrere bewährte Verfahren und mögliche Hindernisse für 
ihre Anwendung ermittelt. 

Allgemein wurde in der Studie festgestellt, dass alternative Maßnahmen zwar ein wesentlicher Hebel zur 
Verringerung von Inhaftierungen sind, aber allein nicht ausreichen, um das Problem der schlechten 
Haftbedingungen zu lösen. Um wirksame Ergebnisse zu erzielen, müssen alternative Maßnahmen mit einer 
kohärenten Strafrechtspolitik einhergehen, die alle einschlägigen strafrechtlichen Maßnahmen berücksichtigt, 
die sich auf den Inhaftierungsstrom auswirken.  

Im grenzüberschreitenden Kontext wurde in der Studie festgestellt, dass mehrere Instrumente der 
gegenseitigen Anerkennung, die als Alternativen zum Europäischen Haftbefehl genutzt werden 
könnten, um eine unnötige freiheitsentziehende Maßnahme zu vermeiden, im Allgemeinen nicht 
bekannt sind, nämlich der Rahmenbeschluss 2009/829/JI (über die Europäische Überwachungsanordnung), 
der Rahmenbeschluss 2008/947/JI (über Bewährungsmaßnahmen und alternative Sanktionen) und die 
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Richtlinie 2014/41/EU (über die Europäische Ermittlungsanordnung). Der Mangel an Wissen über diese 
Instrumente wird von Wissenschaftlern allgemein anerkannt und betrifft nicht nur Richter und Staatsanwälte, 
sondern auch Strafverteidiger.  
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